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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Thorsten Glauber, 
Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold 
Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, 
Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Energiewende voranbringen – Kohleausstieg jetzt beschleunigen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ihre Anstrengungen zur regio-
nalen Energiewende zu verstärken und in Land und Bund auf einen 
raschen Kohleausstieg hinzuwirken. 

 

 

Begründung: 

Die großen Anfangserfolge der Energiewende in Bayern sind mittler-
weile ins Stocken gekommen. 

Das Ergebnis des Bürgerentscheids „Raus an der Steinkohle“ hat mit 
über 60 Prozent Zustimmung gezeigt, dass die Bürger Münchens den 
Klimaschutz ernst nehmen und sowohl von der Stadtverwaltung, als 
auch von der Politik Handlung erwarten. Dies ist angesichts der 
schlechten Luftqualität in München und einer leider noch nicht abseh-
baren Reduzierung des Schadstoffausstoßes durch den Verkehr ab-
solut verständlich. 

Noch vor wenigen Jahren hätten die Bedenken der Bürgerinnen und 
Bürger wegen der Netzstabilität, Versorgungssicherheit und den Ener-
giepreisen unter Umständen ein anderes Ergebnis gebracht. Aber im 
Lauf der letzten Jahre hat sich gezeigt, dass der kontinuierliche Um-
stieg auf erneuerbare Energien geregelt, ohne Engpässe oder Einbu-
ßen stattfinden kann. 

Die Bürgerinnen und Bürger wollen den Ausstieg aus schmutziger 
Energie! Je früher umso besser! 

Klimaschutzbewusstsein, Energiewendewillen und Gesundheitsvor-
sorge haben bei den Bürgerinnen und Bürgern einen Grad erreicht, 
der nicht mehr länger ignoriert werden darf. 

 


